
 
Hinweisblatt 

 
 
Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege, 
 
um unnötige Rückfragen und zeitliche Verzögerungen des Antragsverfahrens zu vermeiden, 
bitten wir Sie nachfolgend aufgeführte Unterlagen vollständig Ihrem bei der Geschäftsstelle 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstraße 6, 01099 Dresden, einzureichenden Antrag 
auf Verleihung der Bezeichnung „Fachanwalt für Versicherungsrecht“ beizufügen: 
 
1. Das von der RAK Sachsen erstellte Formular Antrag an die Rechtsanwaltskammer Sachsen  
    auf Verleihung der Bezeichnung „Fachanwalt für Versicherungsrecht“. 
 
2. Ein Verrechnungsscheck über 385,00 € gem. § 2 Abs. 1 der Gebührenordnung der RAK 
    Sachsen vom 23. 11. 2000, geändert am 31. 03. 2006. Bei Überweisung können Sie eine  
    Kopie des entsprechenden Beleges beifügen.  
 
3. Die Bescheide über die Teilnahme an einem auf den Erwerb der Fachanwaltsbezeichnung 
    vorbereitenden Lehrgang (Teilnahmebescheinigung), der die gesamten relevanten Teilbe- 
    reiche des Fachgebiets gem. § 14 a umfasst und dessen Erfolg durch mehrere Klausuren  
    bestätigt wird. Die Gesamtdauer des Lehrganges muss, Leistungskontrollen nicht einge-  
    rechnet, mindestens 120 Zeitstunden betragen. Die Teilnahmebescheinigung muss § 6  
    Abs. 2 FAO entsprechen. 
 
4. Sämtliche Aufsichtsarbeiten (einschließlich Aufgabenstellung) aus dem Lehrgang und ihre 
    Bewertung in Kopie. 
 
5. Die Fallliste mit folgenden Angaben: 
 

- Kanzleiaktenzeichen (zusätzlich Gerichts-Aktenzeichen und Bezeichnung des Gerichts  
       bei gerichtlichen Verfahren) 

- Zeitraum, Art und Umfang der anwaltlichen Tätigkeit, Stand des Verfahrens (ggf. Art und 
   Zeitpunkt des Abschlusses), Gegenstand  
- Die einzelnen Fälle sind zunächst in die Rechtsgebiete zu unterteilen, wie sie sich aus 

       § 14 a FAO ergeben. 
- Außergerichtliche und gerichtliche Fälle sind des Weiteren voneinander getrennt, mit    

       jeweils fortlaufenden Nummern, möglichst chronologisch, aufzuführen. 
    - Ist mit einer Fallbearbeitung vor dem Dreijahreszeitraum des § 5 FAO begonnen worden, 
       so ist ggf. darzustellen, dass die wesentliche anwaltliche Tätigkeit innerhalb des Drei- 
       jahreszeitraumes erfolgt ist. Tätigkeiten des Rechtsanwalts, die lediglich einen Annex 
       eines tatsächlich bereits abgeschlossenen Verfahrens  darstellen, können keine Berück- 
       sichtigung finden. 
    - Der Schwerpunkt der Darstellung soll sich auf den „Gegenstand“ des Falles beziehen und 
       muss geeignet sein, dem Ausschuss die Prüfung zu ermöglichen, ob besondere Kenntnisse 
      aus den in § 14 a FAO vorgesehenen Bereichen vorliegen. Es ist darzustellen, welche 
      anwaltliche Tätigkeit, insbesondere bei außergerichtlichen Fällen, ausgeübt wurde.  
    - Insgesamt ist zu beachten, dass anhand der Falllisten nachgewiesen werden kann, dass der 
      Rechtsanwalt mehr als in einer Allgemeinpraxis üblich mit Mandaten aus den betreffen- 
      den Fachgebieten befasst ist und den – aus den verschiedenen Bereichen stammenden – 
      Fällen insgesamt mindestens durchschnittliche Bedeutung zukommt. 



 
    Aus der Darstellung der einzelnen Fälle muss sich insbesondere ergeben, welche anwalt- 
    liche Tätigkeit im Einzelnen ausgeübt wurde und dass der Schwerpunkt der Fallbearbeitung 
    innerhalb des Dreijahreszeitraumes lag. 
 
      
Diesem Hinweisblatt ist ein Muster der Falllisten beigefügt. Wir empfehlen, die Angaben 
lieber zu ausführlich als zu knapp zu gestalten, da ansonsten Nach- und Rückfragen des -
Fachanwaltsausschusses erforderlich werden können, die das Verfahren  verzögern. Für 
Rückfragen steht Ihnen der Vorsitzende des Fachanwaltsausschusses gerne zur Verfügung. 
 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die Frage, was als Versicherungsfall i. S. v. § 5 h 
FAO anzusehen ist, derzeit kontrovers zwischen den einzelnen Rechtsanwaltskammern 
diskutiert wird. Nach dem derzeitigen Stand der Diskussion ist davon auszugehen, dass 
zumindest die „normale“ Schadensregulierung aus Verkehrsunfällen und die 
unproblematische Einholung einer Deckungszusage bei der Rechtsschutzversicherung nicht 
als Versicherungsfall i. S. v. § 5 h FAO anzusehen ist. Das bearbeitete Rechtsproblem muss 
sich in der Regel aus dem Deckungsverhältnis zwischen Versicherung und Versicherungs-
nehmer ergeben.  
 
Ob hier durch die Satzungsversammlung in nächster Zeit eine Klärung herbeigeführt wird, 
oder dies einer höchst richterlichen Entscheidung vorbehalten bleibt, ist derzeit noch nicht 
abzusehen.  
 
 
Vorsitzender des Fachanwaltsausschusses  



 
 
Fallliste „außergerichtliche Fälle“ zum Antrag vom ……………… 
 
Lfd.Nr. Az Kanzlei 

 
Zeitraum der Tätigkeit Art und Umfang der 

Tätigkeit 
Stand des Verfahrens Gegenstand des Falls 

1     1. Sachverhalt 
 
 
2. Rechtsfrage 
 
 

2     1. Sachverhalt 
 
 
2. Rechtsfrage 
 
 

3     1. Sachverhalt 
 
 
 
2. Rechtsfrage 
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Fallliste „gerichtliche Fälle“ zum Antrag vom ……………… 
 
Lfd.Nr. Az Gericht 

Az Kanzlei 
Zeitraum der 
Tätigkeit 

Art und Umfang der 
Tätigkeit 

Stand des  
Verfahrens 

Gegenstand  
des Falls 

1     1. Sachverhalt 
 
 
2. Rechtsfrage 
 
 

2     1. Sachverhalt 
 
 
2. Rechtsfrage 
 
 

3     1. Sachverhalt 
 
 
2. Rechtsfrage 
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